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35. Jahrestag der Gründung der DDR

Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen 
nach den Kommunalwahlen
Dr. HANS-JOACHIM SEMLER,
Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen 
beim Staatsrat der DDR

„Die Wahlen am 6. Mai waren ein wichtiger Beitrag zur wei
teren Festigung unserer sozialistischen Staatsmacht. ... Er
neut wurde dokumentiert, daß die Einheit von Partei, Volk 
und Staat in der DDR fest und unzerstörbar ist“, stellte
K. Hager auf der 8. Tagung des Zentralkomitees der SED fest.1 
Ihr besonderes innen- und außenpolitisches Gewicht erhiel
ten die Kommunalwahlen nicht zuletzt dadurch, daß ange
sichts der verschärften Angriffe der aggressivsten Kräfte des 
Imperialismus die Bürger unseres Landes mit ihrem demo
kratischen Votum etwa in der Mitte der Zeit zwischen zwei 
SED-Barteitagen einmütig ihren Willen und ihre Entschlos
senheit bekundeten, die bewährte, auf Frieden und Sozia
lismus gerichtete Politik des X. Parteitages konsequent fort
zusetzen.

Kommunalwahlen — eindeutiges Bekenntnis 
zum sozialistischen deutschen Friedensstaat

Ihre Entscheidung für die Sicherung des Friedens und die sta
bile und dynamische Entwicklung des sozialistischen Vater
landes verbanden die Werktätigen mit neuen Initiativen und 
Leistungen zur Stärkung der Wirtschaftskraft unseres Lan
des, was in dem für das 1. Halbjahr ausgewiesenen be
deutenden Wachstum und der Erhöhung der Effektivität der 
Volkswirtschaft eindeutig sichtbar wird.1 2 Hier wird erneut 
der enge Zusammenhang zwischen Staatspolitik und Öko
nomie, zwischen entfalteter sozialistischer Demokratie und 
steigendem Leistungswillen augenscheinlich. Das alles spricht 
für die wachsende Einsicht der Werktätigen, daß die durch 
die Leistungen auch des einzelnen bewirkte Stärkung der 
DDR der beste Beitrag zur Sicherung des Friedens ist

Die Wahlbewegung hat erneut wichtige Seiten der sozia
listischen Demokratie eindrucksvoll zum Ausdruck gebracht. 
So bewährte sich insbesondere die nach § 17 Wahlgesetz er
folgte Prüfung von mehr als 260 000 Kandidaten in ihren Ar
beitskollektiven schon vor ihrer Nominierung als ein hervor
stechendes Merkmal unserer realen Demokratie. Die auf den 
Wahlaufruf der Nationalen Front der DDR3 gestützte große 
Volksaussprache über Grundfragen der Innen- und Außen
politik und über kommunale Angelegenheiten — gleichsam als 
Fortsetzung der Beratungen mit den Werktätigen anläßlich 
der vorangegangenen Partedwahlen der SED — hat das Ver
trauensverhältnis der Bürger zu ihrem sozialistischen Staat 
weiter gestärkt und neue Ansatzpunkte für vielgestaltige Ak
tivitäten in der Volksbewegung zur Vorbereitung des 35. Jah
restages der DDR geschaffen, die es umfassend zu nutzen 
gilt.

Mit den nicht nur für das Heute, sondern auch für die Zu
kunft erzielten Ergebnissen der Wahlbewegung, der Wahl 
von 202 757 Abgeordneten und 60 920 Nachfolgekandidaten 
und damit der Neubildung der staatlichen Machtorgane in 
den 9 Stadtbezirken der Hauptstadt, in 191 Kreisen, in 
27 Stadtkreisen mit 25 Stadtbezirken, in 615 kreisangehöri
gen Städten und in 6 927 Gemeinden sind so weitere gute 
Grundlagen geschaffen worden, um das Jahr 1984 zum bisher 
erfolgreichsten in der Geschichte unseres Arbeiter-und- 
Bauern-Staates zu machen und die künftigen, weit in den 
nächsten Fünfjahrplan-Zeitraum hineinreichenden Aufgaben 
zur weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge
sellschaft zu meistern.

Inzwischen haben sich die 7 794 neugewählten örtlichen 
Volksvertretungen entsprechend den dazu vom Staatsrat ge
gebenen Empfehlungen konstituiert. Die nach § 41 Wahlge

setz anzufertigenden Schlußberichte der jeweiligen Wahl- 
kommissionen wurden Von allen Volksvertretungen bestätigt. 
Auf der Grundlage der §§ 7 und 14 GöV sind die Räte und 
Kommissionen der Volksvertretungen gebildet und entspre
chend dem Gerichtsverfassungsgesetz und dem Gesetz über 
die gesellschaftlichen Gerichte die Direktoren und Richter 
der Kreisgerichte sowie die Mitglieder der Schiedskommis
sionen gewählt worden. Vor allem jedoch wurde bereits auf 
den ersten Tagungen über die dm jeweiligen Territorium kon
kret anstehenden Aufgaben und die günstigsten Wege ihrer 
Lösung unter breitester Einbeziehung der Bürger beraten und 
die notwendigen Beschlüsse gefaßt. Dabei ging und geht es 
vor allem darum, den während der Wahlbewegung und bei 
der Vorbereitung des Nationalen Jugendfestivals zu Pfing
sten in Berlin erzielten Aufschwung in der ökonomischen, 
staatlichen und massenpolitischen Arbeit weiterzuführen und 
alle Kräfte auf die Verwirklichung der von der 7. und der
8. Plenartagung des Zentralkomitees der SED gestellten ak
tuellen Aufgaben zur konsequenten Fortsetzung des bewähr
ten Kurses der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik zu 
konzentrieren.4 5 * * 8 Das entspricht voll und ganz dem im Wahl
aufruf genannten Ziel, in jedem Territorium durch eine ak
tive, bürgernahe und am Ergebnis orientierte sozialistische 
Kommunalpolitik einen eigenständigen, meßbaren Beitrag 
für das weitere Erblühen der Städte und Dörfer und damit 
für die Stärkung der DDR zu leisten.

Wachsende Verantwortung der örtlichen Volksvertretungen 
für die allseitige Stärkung der DDR

Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe tragen als 
Glieder der einheitlichen sozialistischen Staatsmacht eine 
hohe und ständig wachsende Verantwortung für die allsei
tige Stärkung der Arbeiter-und-Bauern-Macht. Sie sind so
wohl wichtige „Schaltstellen im System des demokratischen 
Zentralismus“3 zur Durchsetzung der Staatspolitik als auch 
unmittelbares Bindeglied zwischen Bürgern und Staatsmacht. 
Außerdem bezieht sich der konkrete Gegenstand ihres Wir
kens sowohl auf die Verantwortung für die Leitung der ihnen 
direkt unterstellten ökonomischen und anderen Bereiche als 
auch auf die Erfüllung besonders der volkswirtschaftlichen 
Aufgaben in ihrer Gesamtheit, und zwar vorrangig durch die 
Schaffung bestmöglicher territorialer Reproduktionsbedin
gungen und die umfassende Erschließung aller örtlichen Re
serven.

Die wesentlichen aktuellen Erfordernisse einer so gestal
teten und darauf orientierten Tätigkeit der neugewählten 
Volksvertretungen und die Hauptrichtungen ihrer praktischen 
Umsetzung sind besonders in den Dokumenten der 7. und
8. Plenartagung des Zentralkomitees der SED, den Materia
lien der gemeinsamen Beratung des Zentralkomitees der SED 
und des Ministerrates mit den Vorsitzenden der Räte der 
Kreise3 und den Empfehlungen des Staatsrates genannt. Da-
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